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Datum 23. September 2020 - Al/Be

der Bundesverband Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA) nimmt die Übersen­
dung des Referentenentwurfs eines Siebten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuern 
nach Konsultation seiner Mitgliedsverbände gerne auf und nimmt im Folgenden zu vorgese­
henen Änderungen in für die betroffenen Unternehmen im Groß- und Außenhandel wesentli­
chen Sachverhalte Stellung.

Wir unterstützen grundsätzlich die mit dem Gesetzentwurf vorgesehene Umsetzung der drei 
Richtlinien der Europäischen Union im Bereich der Verbrauchsteuern, insbesondere mit Blick 
auf die Verbrauchsteuer-Systemrichtlinie und die Alkoholstrukturrichtlinie. Wir begrüßen da­
bei die Angleichung des Steueraussetzungsverfahrens an die Zollverfahren sowie die Eröff­
nung einer Steuerbefreiungsmöglichkeit bei (Teil-)Verlust der Ware und die Möglichkeit zur 
Regelung von Mehrmengen bei der Beförderung unter Steueraussetzung im Rahmen der 
Umsetzung der Systemrichtlinienänderung. Insbesondere unterstützen wir die vorgesehenen 
Vereinfachungen bei geringfügigen Verfahrensabweichungen bei weiteren Verbrauchsteuer­
arten. Wir bitten im Rahmen der anstehenden Ausgestaltung der rechtlichen Rahmenbedin­
gungen um Berücksichtigung der in der Anlage erläuterten Sachverhalte und Flinweise.

Unabhängig von diesen Änderungen unterstützen wir das Anliegen, im Zusammenhang mit 
der Diskussion um eine Befreiung von Sachspenden bei der Umsatzsteuer auch Kaffee, der 
an karitative Einrichtungen gespendet wird, von der Kaffeesteuer zu befreien.

Bei Fragen stehen wir Ihnen und Ihren Mitarbeitern gerne zur Verfügung

Mit freundlichen Grüßen

Michael Alber 
Geschäftsführer

Anlage
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Anlage
zur Stellungnahme des BGA zum Referentenentwurf eines Siebten Gesetzes zur Ände­
rung von Verbrauchsteuern

Zu Artikel 3 - Änderung des Kaffeesteuerqesetz

§ 20, § 21 Kaffeesteuergesetz
Kaffee, der an karitative Einrichtungen wie die Tafeln gespendet wird, muss von der Kaffee­
steuer befreit werden bzw. dieser von der Kaffeesteuer entlastet werden.
Die Bundesregierung hat mit der „Nationalen Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelver­
schwendung“ eine wichtige Initiative auf den Weg gebracht. Die Menge der weggeworfenen 
Lebensmittel soll bis zum Jahr 2030 halbiert werden. Dieser berechtigten Zielsetzung stehen 
jedoch steuerliche Fehlanreize entgegen, die Spenden durch steuerliche Belastungen prak­
tisch verhindern. Der Gesetzgeber hat bereits Fehlanreize im Steuersystem erkannt und dis­
kutiert, Lebensmittelspenden von der Umsatzsteuer zu befreien. Eine entsprechende Rege­
lung sollte auch für Kaffeespenden bei der Kaffeesteuer gelten.
Anknüpfend an die Gesetzesbegründung bedarf es rechtlicher und praktischer Anpassun­
gen, um die deutsche Kaffeewirtschaft in ihrem zentralen Anliegen, ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung zur Wertschätzung von Lebensmitteln praktisch nachzukommen, zu unter­
stützen. Dazu sollte das KaffeeStG nicht nur die wissenschaftliche Forschung kaffeesteuer­
rechtlich begünstigen, sondern auch Kaffeespenden steuerlich erleichtern.

Aufgrund der vollen Belastung mit der Kaffeesteuer kommt es derzeit so gut wie gar nicht zu 
Kaffeespenden. Die Vernichtung von verkehrsfähigem, aber nicht mehr absetzbarem Kaffee 
ist wirtschaftlich günstiger, weil vernichteter Kaffee im Gegensatz zu gespendetem Kaffee 
von der Kaffeesteuer entlastet werden kann.
Das KaffeeStG kennt bisher bereits mit § 20 Abs. 5 KaffeStG eine Durchbrechung des 
Grundsatzes, dass jeder Kaffee, der in den freien Verkehr gelangt, zu versteuern ist. Eine 
Durchbrechung der verbrauchssteuerlichen Systematik wäre also nicht neu, sondern er­
scheint im Zusammenhang der politisch gewollten Förderung von Lebensmittelspenden in 
diesem Ausnahmefall sogar geboten.

Zu Artikel 4 - Energiesteuergesetz und zu Artikel 5 - Alkoholsteuergesetz

Mit dem Gesetzesentwurf sollen unter anderem die Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates vom 
19. Dezember 2019 zur Festlegung des allgemeinen Verbrauchsteuersystems in das natio­
nale Recht und die Richtlinie (EU) 2020/1151 des Rates vom 29. Juli 2020 zur Änderung der 
Richtlinie 92/83/EWG zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und 
alkoholische Getränke (Alkoholstrukturrichtlinie) umgesetzt werden. Zudem sollen Tatbe­
stände aus dem Energiesteuergesetz in die übrigen Verbrauchsteuergesetze aufgenommen 
werden.
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BGA
Partner im Wettbewerü.

1. Anpassungen aus dem Energiesteuergesetz
Wir begrüßen die Anpassungen des AlkoholStG an das EnergieStG durch die Einführung der 
§§17, 18 und 29 AlkoholStG n.F. Wir gehen davon aus, dass es sich hierbei um Änderun­
gen mit klarstellendem Charakter handelt und sich die Unternehmen bereits jetzt, mit Hin­
weis auf eine analoge Anwendung des Energiesteuergesetzes, auf diese Vorschriften beru­
fen dürfen.
2. Klarstellende Definition zum Verständnis des Begriffs „Besitz“
Wir bitten um weitere klarstellende Ergänzungen und Erläuterungen innerhalb der jeweiligen 
Verbrauchsteuergesetze oder der entsprechenden Verbrauchsteuerverordnungen oder im 
Rahmen von Verwaltungsschreiben. Dies betrifft vor allem den Begriff des „Besitzes“ im ver­
brauchsteuerlichen Kontext.
Im Einzelnen machen wir zu den § 18b (1) Nr. 5 EnergieStG n.F. sowie § 24c (4) Nr. 1 Alko­
holStG n.F. folgende Anmerkungen:
§ 18b (1) Nr. 5 EnergieStG n.F. sowie § 24c (4) Nr. 1 AlkoholStG n.F. sehen vor, dass Ener­
gie- bzw. Alkoholerzeugnisse vom zertifizierten Versender bzw. zertifizierten Empfänger un­
verzüglich zu befördern sind, wenn dieser im Steuergebiet Besitz an den Erzeugnissen er­
langt hat. Der Begriff Besitz ist weder in der europäischen Systemrichtlinie noch in den natio­
nalen Verbrauchsteuergesetzen definiert. Zudem ist es unklar, ob hier die Begrifflichkeit nach 
dem deutschen BGB zu verstehen ist. Weiterhin stellt sich dann die Frage, welches nationale 
Recht bei grenzüberschreitenden Lieferungen für den Begriff Besitz auszulegen ist. Die Un­
ternehmen werden durch die nicht eindeutige Definition des Begriffs „Besitz“, auch bezüglich 
anderer Konstellationen im Steueraussetzungsverfahren, im Unklaren gelassen. Hierzu 
muss den Unternehmen vom Gesetzgeber her Sicherheit gegeben werden.
Wir bitten um eine Klarstellung des Begriffs entweder im Verbrauchsteuergesetz, der Ver­
brauchsteuerverordnung oder zumindest durch ein klarstellendes BMF- bzw. GZD-Schrei- 
ben, damit zukünftig für alle Unternehmen ein einheitliches Verständnis vorliegt.
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